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Stellungnahme zum Konsultationspapier der BNetzA i.Z.m. der Netzanbindung 

von Offshore-Windparks vom 19. Dezember 2011 

 

 

Sehr geehrte Damen, 

sehr geehrte Herren, 

wir nehmen Bezug auf das Eckpunktepapier im Rahmen des Konsultationsverfahrens vom 

19. Dezember 2011 und nehmen zu den Eckpunkten – mit Fokus auf Ziff. V – wie folgt 

Stellung: 

 

Basisannahmen für die Stellungnahme 

Die nachfolgenden Punkte basieren auf der Annahme, dass eine tatsächliche Verkürzung 

des Netzanschussverfahrens unter den obwaltenden Rahmenbedingungen aufgrund nicht 

ausreichender personeller, finanzieller und fertigungsseitiger Kapazitäten bei den 

wesentlichen Beteiligten nicht bzw. kaum möglich ist. Insofern gehen wir davon aus, dass 

es das Ziel der BNetzA ist, die Rahmenbedingungen zur Offshore-Netzanbindung 

kurzfristig durch einen optionalen vorgezogenen Start der Netzanschlussverfahren zu 

optimieren. Damit verbunden soll eine Sicherheitenstellung (Kaution) durch die OWP sein. 

Hierzu möchten wir aus der Sicht eines auf Projektfinanzierungen spezialisierten 

Unternehmens und basierend auf den Erfahrungen mit dem ersten projektfinanzierten 

400MW-Offshorepark „Global Tech I“ folgende Punkte zu bedenken geben: 
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Finanzierungsdeterminante „Planungssicherheit“ 

Planungssicherheit ist sowohl für Eigenkapital- als auch für Fremdkapitalinvestoren von 

herausragender Bedeutung und determiniert grundsätzlich in hohem Maße die 

Verfügbarkeit von Kapital für eine Anlageklasse (hier OWP). Aus der Sicht von OWP, die 

eine Projektfinanzierung anstreben, ist die verlässliche Verfügbarkeit der Schlüssel-

komponenten des OWP essenziell, da das durch diese beschriebene Risikoprofil des 

Projekts über die Finanzierbarkeit an sich und ggf. über die Konditionen und damit 

wiederum über die Eigenkapitalrendite des Projekts entscheidet. Der Netzanschluss bzw. 

seine verlässliche und pünktliche Verfügbarkeit ist dabei naturgemäß eines der 

wichtigsten Elemente. Vor diesem Hintergrund ist eine Regelung tendenziell dann 

zielführend, wenn damit Berechenbarkeit i.S. von Planungssicherheit erreicht wird. 

Wirksam kann eine dahingehende Regelung nur dann sein, wenn mit Nichterreichen einer 

verbindlich zugesagten Frist ein angemessener Ausgleich i.S.v. Schadenersatz verbunden 

ist. Dies ist in der aktuellen Fassung des o.g. Konsultationspapiers nicht der Fall. 

Ohne das beschriebene Maß an Verlässlichkeit sind Eigenkapitalinvestitionen in OWP 

kaum attraktiv und Projektfinanzierungen werden massiv erschwert und verteuert oder 

aber gänzlich unmöglich. 

 

Zweckmäßigkeit und Angemessenheit einer Sicherheitsleistung 

Es erscheint uns wesentlich, dass eine Option zur frühzeitigen Einleitung eines 

Netzanschlussverfahrens diskriminierungsfrei zur Verfügung steht und damit keine 

Marktverzerrungen provoziert werden. Vor diesem Hintergrund möchten wir auf folgende 

Aspekte i.Z.m. Ziff. V des Eckpunktepapiers hinweisen: 

1. Die vorgeschlagene Höhe der Kaution bzw. Bürgschaft hat keinen erkennbaren 

kausalen Zusammenhang mit den in dieser frühen Phase dem ÜNB entstehenden 

Aufwendungen. Ein Betrag i.H.v. € 200.000 / MW erscheint um ein Vielfaches zu hoch. 

2. Das Konsultationspapier sieht die Stellung einer Sicherheitsleistung in bar bzw. über 

eine Bankbürgschaft oder aber über eine selbstschuldnerische Bürgschaft vor, sofern 

die Bürgenseite ein Rating im Investmentgrade vorweisen kann. Dies erscheint in 

mehrerlei Hinsicht problematisch: 

a. Eine Barhinterlegung bzw. Bankbürgschaft ist insbesondere dann, wenn es um einen 

Betrag i.H.v. € 200.000 / MW bzw. i.H.v. € 80 Mio. für einen Standard OWP mit 
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400 MW geht, auch für größere Unternehmen ein erheblicher (und ungerechtfertigt 

hoher) Eingriff in die Unternehmensliquidität. Die Projektgesellschaften selbst 

können einen solchen Betrag naturgemäß nicht bereitstellen, so dass hierfür 

ausschließlich die Projektentwickler oder aber die Projektsponsoren (Eigenkapital-

investoren) in Frage kommen. Mittelständisch geprägte Projektentwickler werden in 

aller Regel ebenfalls nicht in der Lage sein, einen hohen zweistelligen 

Millionenbetrag für einen Zeitraum von ca. 12-15 Monaten zu hinterlegen. Das 

Problem kann auf dieser Ebene de facto auch nicht über eine Bankbürgschaft gelöst 

werden, da eine solche ebenfalls eine weitest gehende Barhinterlegung bei der 

bürgenden Bank erforderlich machen würde. Alternativ kommen die 

Projektsponsoren als Bürgen in Betracht, die aber zu einem Zeitpunkt, der es 

erlauben würde, die nun zusätzlich anfallende Zeit bis zum Netzanschluss 

aufzuholen, i.d.R. noch nicht investiert sein werden. Dies ist nicht zuletzt auch 

darauf zurückzuführen, dass Investoren grundsätzlich erst dann Investitions-

bereitschaft zeigen, wenn eine nicht mehr anfechtbare, widerspruchsfreie BSH-

Genehmigung sowie eine Baugrunduntersuchung vorliegen. Insoweit kann der 

(wahrscheinlich) gewünschte Effekt der Kautionsregelung sich nur dann einstellen, 

wenn der Projektentwickler zumindest in weiten Teilen identisch ist mit dem 

Investor. Dieser Fall dürfte jedoch in der Praxis ausgesprochen selten vorkommen. 

b. Aus wirtschaftlicher Sicht erscheint grundsätzlich nur eine selbstschuldnerische 

Bürgschaft zweckmäßig bzw. für die weitere Betrachtung von Relevanz zu sein. Eine 

Bankbürgschaft würde (1) für bilanzstarke Unternehmen unnötige zusätzliche 

Kosten verursachen und (2) bilanzschwache Gesellschaften würden eine solche 

Bürgschaft mangels ausreichender Sicherheiten ohnehin nicht bekommen. 

Kostenüberlegungen bezogen auf eine Bankbürgschaft können daher u.E. 

vernachlässigt werden. 

Vor dem Hintergrund des erforderlichen Eigenkapitals zur Finanzierung eines OWP 

sollten Projektsponsoren grundsätzlich in der Lage sein, eine selbstschuldnerische 

Bürgschaft abzugeben. Als Voraussetzung für die Akzeptanz einer selbst-

schuldnerischen Bürgschaft ist ein Rating im Investmentgrade vorgesehen. Die 

Bindung einer solchen Bürgschaft an ein nicht näher qualifiziertes Rating erscheint 

jedoch nicht sachgerecht, da hier einerseits kapitalmarktorientierte Unternehmen, 

die ggf. aufgrund ihrer eigenen Finanzierung über ein Rating verfügen, ohne 

sachlichen Grund bevorteilt würden. Der ganz überwiegende Teil der Unternehmen, 



 4

die i.w.S. der Energiewirtschaft zugerechnet werden können (bspw. Stadtwerke 

aber auch spezialisierte Finanzinvestoren), verfügt über kein Rating. Auf der 

anderen Seite gibt es Unternehmen, die zwar über ein Rating mit Investmentgrade 

verfügen aber unter bilanziellen Gesichtspunkten mitnichten für eine 

selbstschuldnerische Bürgschaft in mindestens zweistelliger Millionenhöhe gut sind. 

Die Bindung einer selbstschuldnerischen Bürgschaft an ein Rating ist weder im 

Kontext sinnvoll noch ist eine solche Bindung ansonsten üblich. 

c. Es ist zu erwarten, dass es mittelständischen Projektentwicklern unter den 

vorgeschlagenen Rahmenbedingungen (insb. bei der vorgeschlagenen Höhe der 

Sicherheitsleistung) nicht gelingt, an dem vorgezogenen Netzanschlussverfahren 

teilzunehmen. Das Netzanschlussverfahren würde sich dann gegenüber den 

ursprünglichen Erwartungen um 15 bis 18 Monate verlängern. Darüber hinaus ist 

allerdings zu befürchten, dass sich der Anschluss von Projekten mittelständischer 

Initiatoren vor dem Hintergrund der begrenzten Netzanschlusskapazitäten durch 

„überholende“ OWP noch zusätzlich verzögert. Durch eine nicht vorhersagbare 

Anzahl „überholender“ netzanschlusssuchender OWP ginge die Prognostizierbarkeit 

für den Anschluss von Projekten, die die Kautionsoption nicht nutzen können, 

gänzlich verloren. Dadurch würde der Wettbewerb sowohl auf der Beschaffungsseite 

(bspw. WEA) als auch auf der Kapitalseite massiv verzerrt. Die Eigenkapital-

finanzierung würde für OWP, die die Option nicht wählen können, erheblich 

erschwert, was de facto einer gravierenden Wertminderung für die Projektentwickler 

gleich kommt. Eine Projektfinanzierung wäre auf dieser Basis unmöglich. 

Die Option für die vorgezogene Einleitung eines Netzanschlussverfahrens ist grundsätzlich 

sehr zu begrüßen. Solange auf Ebene des ÜNB keine Investitionsentscheidungen getroffen 

werden, erscheint es jedoch fraglich, ob eine Stellung von Sicherheiten überhaupt 

erforderlich ist. Darüber hinaus halten wir es für dringend erforderlich, dass hinsichtlich 

der Netzanschlüsse für die OWP Planungssicherheit erreicht wird. 

 

Für Rückfragen stehen wir selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung und 

verbleiben  

 

mit freundlichen Grüßen 

 

(Dr. Philip v. Boehm-Bezing) 


